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Zum Vereinigungsprozeß 

Die Botschafter und die Leiter der Ständigen. Vertretungen der DDR 
erhielten von Minister Oskar Fischer folgendes Telegramm: 

I. Zu Ihrer Information: 

1. Angesichts Fortbestehens instabiler Lage in DDR, 

entstandener internationaler Faktoren (Ottawa; 

EG-Erklärungen zur deutschen Einheit) besteht 

nach Modrow-Besuch in Bonn Klarheit, daß Vereinigung 

DDR/BRD zu einheitlichem deutschen Bundesstaat 

unausweichlich. Absicht der BRD-Regierung, Einigungs­

prozeß schnell voranzutreiben, um vollendete Tat­

sachen zu schaffen, mit denen sich Europa abfinden 
• 

soll. Deshalb wird auf weitere Zuspitzung in DDR 

hingearbeitet, um Lage zu schaffen, in der kein 

anderer Ausweg möglich als Angliederung DDR an BRD. 

Deshalb Verweigerung Kohls, jetzt an DDR Solidar­

beitrag zu leisten. In BRD mehren sich Stimmen, die 

nach Neubildung Länder in DDR von deren Anschluß an 

BRD entsprechend Artikel 23 BRD-Grundgesetzes ausgehen. 

Diesen Bestrebungen wirkt jetzige DDR-Regierung in 

Ubereinstimrnung mit Rundem Tisch entgegen. Es kann 

nicht um Anschluß DDR an BRD gehen, sondern um 

gleichberechtigtes Aufeinanderzugehen, bei dem DDR 

positive Werte einzubringen hat. 

Es ist jedoch davon auszugehen, daß angesichts 

schneller Veränderung der Lage Vertragsgemeinschaft 

und Konföderation bereits Uberholt. Mit Währungsunion 

und Wirtschaftsgemeinschaft noch in diesem Jahr zu 

rechnen, damit entscheidender Schritt zur Vereinigung. 

FUr DDR wichtig, in begonnenen Gesprächen mit BRD 

PA AA, MfAA, MF 031651



2 141/II 

darilber.1 ~?Z.iale und r~chtliche Absicherungen d.urchzu­
setzen. 

2. Vereinigung nicht nur nationales, sondern zugleich 

europäisches Problem; berührt direkt Rechte und 
Verantwortlichkeiten der f Mächte sowie legit~me 
Interessen Nachbarstaaten" und anderer europäischer 

Staaten. 

Entgegen Interessen DDR wird nach jetzigem Stand 
Entwicklung Prozeß Herstellung Einheit Deutschlands 

schneller gehen als Prozeß gesamteuropäische Eini­

gung. Desha~b Verhandlungen über Einbettung Vereini­
gung DDR/BRD in internationalen Rahmen dringlich. 

Dazu bestehen folgende Vorstellungen: 

- Unverzügliche Gespräche DDR/BRD zur Erarbeitunq 
gemeinsamen Standpunktes für in Ottawa beschlossene . 
Kohferenz mit vier Mächten. 

Sechs-Staaten-Außenministerkonferenz im Sommer 1990. 
Ziel: Klärung der äußeren Aspekte· Herstellung deut­
scher Einheit einschließlich Sicherheit der Nach­
barn, insbesondere militärischer Status Deutschlands, 
Frage der Grenzen. 

- Zum frühestmöglichen Zeit .punkt Expertenvorbereitungen 
für die KSZE-Gipfelkonferenz. 

- Durchführung der KSZE-Gipfelkonferenz, auf der die 
Ergebnisse der Sechs-Staatenkonferenz über die 
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äußeren Aspekte der Herstellung der deutschen Einheit 

bestätigt werden. 

II. Beauftrage Sie, Text folgenden Memorandums MfAA an alle 

KSZE-Staaten in Außenministerium auf möglichst hoher 

Eb.ene zu ilbergeben. (Gilt nur für KSZE-Staaten, für 

alle anderen zur Kenntnis.) Legen Sie dar, daß dort 

enthaltene Gesichtspunkte 

- Verantwortung DDR für Situation in Europa reflektieren, 

da deutsche Frage zentrales Problem europäischer und 

Weltpolitik geworden ist; 

- Sorgen und Befürchtungen Nachbarn sowie anderer 

Staaten berücksichtigen, die sie im Falle schneller 

und kontrollierter Vereinigung haben: 

- Regierungserklärung Modrows vom 20. 2. entsprechen, 

die Verantwortungsbewußtsein DDR im Sinne Einbettung 

Zusammenwachsens beider deutscher Staaten in KSZE­

Prozeß demonstriert und konkrete Maßnahmen dafür 

wie auch für Weiterentwicklung KSZE-Prozeß vorsehen. 

(Text des Memorandums siehe Anlage.) 
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Anlage 

Memorandum 

des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten der Deut­

schen Demokratischen Republik zur Einbettung der Ver­

einigung der beiden deutschen Staaten in den 

gesamteuropäischen Einigungsprozeß 

Der Vorsitzende des Ministerrates der DDR, Hans Modrow, 

hat in seiner Rede vor der Volkskammer der DDR am 

20. Februar 1990 unterstrichen, daß die Annäherung der 
1 

beiden deutschen Staaten und die in freier Selbstbestim-

mung der Deutschen zu fällende Entscheidung über ein 

einheitliches Deutschland nicht nur ein nationales, 

sondern zugleich ein europäisches Problem sind. 

Die Regierungen beider deutscher Staaten haben sich 

zu ihrer Verantwortung gegenüber Europa bekannt. Sie 

stimmen darin überein, daß es für das Schicksal ganz 

Europas von grundsätzlicher Bedeutung ist, wie sich der 

deutsche Einigungsprozeß in die ~rfordernisse der euro­

päischen Sicherheit und künftiger Kooperationsstrukturen 

einordnet. Wichtige gemeinsame Schritte de~ beiden 

deutschen Staaten zur Förderung des gesamteuropäischen 

Prozesses sollten deshalb sein: 

1. Experten beider deutscher Staaten beginnen so schnell 

~ie möglich die Erarbeitung eines gemeinsamen deutschen 

Standpunktes für das in Ottawa vereinbarte Treffen der 

Außenminister der DDR und der BRD mit den Außenministern 

der vier Mächte über die äußeren Aspekte der Herstellung 

der deutschen Einheit. 
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Die Nachbarstaaten sind eingeladen, sich an den 

Gesprächen, die ihre Sicherheit betreffen, unmittelbar 

zu beteiligen. Das könnte durch eine entsprechende 

Obereinkunft geregelt werden. 

2 

Parallel dazu sollte ein Expertentreffen der 35 Teil­

nehmerstaaten der KSZE zu einem frühestmöglichen Zeit­

punkt mit der Vorbereitung des für 199o · vorgesehenen 

Gipfeltreffens beginnen. Ein möglicher Ort für das 

Treffen der Experten könnten beide Teile Berlins sein. 

In seinem Rahmen wären alle Aspekte der Gipfelkonferenz, 

einschließlich Sicherheitsfragen, zu erBitern. 

2. Die DDR und die BRD informieren die anderen KSZE-Staaten 

ab sofort regelmäßig über alle Schritte, die zu ihrer 

weiteren Annäherung und schließlichen Vereinigung filhren • 

. sie tun das auch in der Uberzeugung, daß sowohl vom 

Prozeß des Zusammenwachsens als auch dem künftig ver-

einten Deutschland starke Impulse für die Oberwindung 

der Spaltung Europas ausgehen werden. Oper die Modali­

täten einer kontinuierlichen Information der 33 KSZE­

Staaten einigen sich die Regierungen beider deutscher 

Staaten in jenen Gremien, in denen die potwendigen 

Schritte der weiteren Annäherung erörte~t werden. 

3. Noch vor dem geplanten KSZE-Gipfeltreffen geben die 

Regierungen der DDR und der BRD in Bekr~ftigung und 

Obereinstimmung mit den Prinzipien der ~SZE-Schlußakte 

von Helsinki eine gemeinsame völkerrechtlich verbind­

liche Erklärung über die Unantastba~keit der bestehen­

den Grenzen zu ihren Nachbarstaaten, insbesondere der 

Westgrenze Polens, ab. 
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4. Die beiden deutschen Staaten bringen auf dem Girfel­

treffen der 35 KSZE-Staaten deri gemeinsamen Entwurf 

einer Erklärung zur deutschen Frage, die Bestandteil 

des Konferenzergebnisses werden soll, e~n. 

Wesentliche Elemente dieser Erklärung könnten sein: 

3 

- · Die Teilnehmerstaaten der KSZE bekräftigen in Anwen­

dung des Prinzipienkodex der Schlußakte das Recht 

auf Selbstbestimmung der Deutschen. Die kegierungen 

der DDR und der BRD erklären, daß die Annäherung und 

Vereinig~ng der beiden deutschen Staa~~~ jm Rahmen 

des KSZE-Prozesses, unter Respektierung der Sicher­

heitsinte1·Essen aller seiner Teilnehmerstaaten, unter 

Berücksichtigung bestehender Rechte u~d Verantwort­

lichkeiten der vier Mächte u11d in Ubereinstirnrnung mit 

übernommenen internationalen Verpflichtungen erfolgt. 

Die Teilnehmerstaaten der KSZE gehen davon aus, ~aß 

dies zur Festigung des Vertrauens sowi~ zur Stärkung 

der Stabilität in Europa beiträgt und Bestandteil 

einer europäischen Friedens6rdnung ist. 

- Die KSZE-Staaten bestätigen die von den Regierungen 

beider deutschen Staaten völkerrechtlich verbindlich 

abgegebene Anerkennung der europäischen Grenzen 

im Rahmen des Konferenzergebnisses. 

- Die DDR und die BRD versichern, daß ein vereintes 

Deutschland niemals militärische Mitt~l außer zur 

Selbstverteidigung einsetzen noch andere Staaten 

weder militärisch noch auf andere Wei~e bedrohen wird. 

Es wird sein Ziel einzig darin sehen, · die Stabilität 

und den Frieden in Europa zu gewährleisten. 
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- Beide Staaten erklären in Wahrnehmung ihrer histori­

schen Verantwortung, daß Faschismus, ~ilitarismus, 

Rassismus und Antisemitismus in einem vereinten 

Deutschland nicht geduldet werden. 

- Die DDR und die BRD gehen davon aus, daß im Rahmen 

des KSZE-Prozesses neue Sicherheitsgarantien für 

alle Teilnehmerstaaten zu erarbeiten sind. 

5. Die beiden deutschen Staaten treten entschieden dafür ein, 

daß weitreichende Maßnahmen der Abrüstung und Rüstungs­

kontrolle die politischen Prozesse in Europa unterstützen. 

Die DDR u~d die BRD leisten ihren Beitrag, daß noch vor 

dem KSZE-Gipfeltreffen erste Vereinbarungen über konven­

tionelle Streitkräfte und möglichst auch Uber neue ver­

trauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen getroffen 

.~erden. Sie setzen sich dafür ein, die Verhandlungen der 

35 KSZE-Staaten Uber europäische abrüstungs- und sicher­

heitspolitische Probleme unverzüglich mit dem Ziel fort­

zusetzen, ein europäisches Sicherheitssystem zu schaffen, 

in dessen Rahmen die militärischen Bündnisse schrittweise 

abgebaut werden. Sie reduzieren drastisch ihre Streit­

kräfte auf ein Niveau, das von niemandem als Bedrohung 

aufgefaßt werden kann, und erklären ihr Einverständnis, 

die Streitkräfte eines einheitlichen deutschen Staates 

in den Rahmen jener Verhandlungen einzubinden, die über 

neue europäische Sicherheitsstrukturen zwischen den KSZE­

Staaten zu filhren sind. Dieser Prozeß sowie der sich 

verändernde Charakter der bestehenden Bündnisse sollten 

?.U einer gesamteuropäischen Konstellation führen, die es 

ermöglichen, daß sich fUr beide deutschep Staaten oder 
. 1 

ein einheitliches Deutschland eine andere sicherheits­

politische Situation im Hinblick auf ihren Verbleib in 

der militärischen Organisation der Bündnisse ergibt. 
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Als weitere Schritte auf diesem Wege bekräftigen die 

Regierungen der DDR und der BRD ihren Verzicht auf jeg­

liche Form des Besitzes, des Erwerbs und der Verfügungs­

gewalt über nukleare, chemische und biologische Waffen. 

Sie wenden sich an jene Mächte, die auf deutschem Boden 

nukleare, chemische und andere Massenverpichtungswaffen 

gelagert haben, diese abzuziehen. 

6. Beide deutsche Staaten sind sich darin einig, gemeinsam 

mit den anderen KSZE-Staaten die Vorbereitung des 

Gipfeltreffens in diesem Jahr so zu gestalten, daß von ihm 

politische Impulse fUr eine europäische Konföderation aus­

gehen, über deren Leitlinien beim nächsten KSZE-Treffen 

1992 in Helsinki beraten und beschlossen werden könnte. 

Die Regierungen der DDR und der BRD sollten in diesem 

Sinne Vorschläge für sinnvoll~ neue Formen und Mechanismen 

einer intensiveren Zusammenarbeit der KSZE-Staaten unter­

breiten, die unmittelbar wirksam werden und ein solides 

GefUge filr den Prozeß der europäischen ~inigung wären. 

Dabei sind Festlegungen des Gipfels Uber folgende neue 

KSZE-Strukturen in Erwägung zu ziehen: 

- Regelmäßige Treffen der Staats- und Regierungschefs, 

- ein Konsultationsrat der Außenminister, 

- eine Sicherheits- und Abrüstungsbehörde, 

- ein Rat zur Förderung der wirtschaftlichen und 
' wissenschaftlich-technischen Zusarnmen~rbeit, 

- ein gesamteuropäischer Umweltrat, 

- eine Institution zur Wahrung und Einhaltung der 

Menschenrechte und zur Behandlung humanitärer Fragen, 

- ein Mechanismus zur friedlichen Streitbeilegung, 

' - ein ständiges KSZE-Sekretariat~ 
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zugleich sollte auf der KSZE-Gipfelkonferenz neben der 

Bekräftigung der strikten Einhaltung des Prinzipien­

kodexes der Schlußakte von Helsinki auch seine weitere 

Ausgestaltung in Angriff genommen werden. Das gilt 

in besonderem Maße filr die Verankerung solcher Grund­

sätze wie der des politischen Pluralis~us und der 

Anerkennung des Rechts auf freie Wahlen sowie der Rechte 

nationaler Minderheiten als 9rundlegende Menschenrechte. 

Die umfangreichen Erfahrungen und die bereits erfolgreich 

erprobten Systeme europäischer Zusammenarbeit wie die 

Europäischen Gemeinschaften, die ECE, die UNESCO und der 

Europarat sollten entsprechend den gegebenen Möglich­

keiten genutzt werden. 

7. Die DDR und die BRD werden mit dem Ziel der weiteren 

.Einbettung der deutsch-deutschen Annähe~ung und Ver­

einigung in den KSZE-Prozeß im Hinblick auf die Bonner 

KSZE-Wirtschaftskonferenz und das Treffen Uber die 

menschliche Dimension der KSZE in Kopenhage~ verstärkt 

Anstrengungen unternehmen, um mit gemeinsamen Vorschl~gen 

und Initiativen zu Ergebnissen dieser Konferenzen beizu­

tragen, die Qualität und Tempo des Prozesses der Schaffung 

eines gemeinsamen europäischen Wirtschafts-, Rechts-, 

Kultur- und Informationsraumes erhöhen. 
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